
 

 
Gemeinde- und Städtebund 
Rheinland-Pfalz 
Verband kreisangehöriger 
Gemeinden und Städte e.V. 
Deutschhausplatz 1 
D-55116 Mainz 
Telefon (0 61 31) 23 98 -0 

Telefax (0 61 31) 23 98 139 
 

 

GStB-Niederschrift 

Mainz, den 13.11.2019 

Az.: 070-02 AP/rg 
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Vertretene Stimmen 

2406 

Beginn: 09:40 Uhr 

Ende: 12:55 Uhr 

 

Tagesordnung: 

 

TEIL I 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Abnahme der Jahresrechnung 2018, Verwendung der Jahresergebnisse und 

Erteilung der Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsführungen 

3. Wahl der Wahlvorstandsmitglieder 

4. Übertragung der Funktion eines Zweiten Stellvertretenden Vorsitzenden 

5. Verschiedenes 
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TEIL II 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Grußworte 

Thomas Feser, Oberbürgermeister der Stadt Bingen 

Hendrik Hering, MdL, Präsident des Landtags RLP 

Staatsminister Roger Lewentz, MdL 

3. Mehr Zukunft wagen - heute bereits an morgen denken 

Vortrag Dr. Gerd Landsberg, Geschäftsführendes Vorstandsmitglied des Deutschen Städte und 

Gemeindebundes 

4. Im Gespräch: Mobilität in Rheinland-Pfalz - wo geht die Reise hin? 

Diskussionsrunde mit  

Staatssekretär Andy Becht, Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau 

Bürgermeister Klaus Müller, Verbandsgemeinde Selters, Stellvertretender Vorsitzender des GStB-

Ausschusses für Infrastruktur, Energiewende, demografischer Wandel 

Dr. rer. pol Christian Muschwitz, Geschäftsführer raumkom Institut für Raumentwicklung und 

Kommunikation 

5. Ausblick und Schlusswort 

 

TEIL I der Mitgliederversammlung  

 

TOP: 1. Eröffnung und Begrüßung   

 

Sachverhalt: 

Der Vorsitzende, Bm Aloysius Söhngen, VG Prüm, eröffnet die Sitzung um 09.40 Uhr und 

begrüßt die Anwesenden zum ersten Teil der Mitgliederversammlung. Er stellt fest, dass 

form- und fristgerecht mit Schreiben vom 04.10.2019 zur Mitgliederversammlung 

eingeladen wurde.  

Der stellvertretende Vorsitzende, Bm Ralph Spiegler, VG Nieder-Olm, stellt weiter fest, dass 

mit 2004 registrierten Stimmen (60,3 %) die Beschlussfähigkeit der Mitgliederversammlung 

gegeben ist.  

Der Vorsitzende ruft dann den Tagesordnungspunkt 2 „Abnahme der Jahresrechnung 2018, 

Verwendung der Jahresergebnisse und Erteilung der Entlastung des Vorstandes und der 

Geschäftsführung“ auf. 
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TOP: 2. Abnahme der Jahresrechnung 2018,  

Verwendung der Jahresergebnisse und Erteilung der Entlastung des Vorstandes 

und der Geschäftsführungen   

 

Sachverhalt: 

Steuerberater und Wirtschaftsprüfer Nils Nünke von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

mbH Hammel + Syré GmbH, Worms, erläutert die Jahresabschlüsse und Prüfungsergebnisse 

des Zweckbetriebes und des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes für das Jahr 2018 und 

verweist darauf, dass die Berichte zur Einsicht in der Geschäftsstelle auslagen. Nils Nünke 

teilt mit, dass die Jahresrechnung den gesetzlichen Vorschriften und ihrer Auslegung durch 

die IDW RS HFA 14 und den ergänzenden Bestimmungen der Vereinssatzung entspricht. 

Wortmeldungen ergeben sich nicht. 

Bürgermeister Hartmut Heck, VG Hermeskeil, stellt den Antrag, die Jahresergebnisse jeweils 

auf neue Rechnungen vorzutragen sowie dem Vorstand und den Geschäftsführungen für das 

Geschäftsjahr 2018 Entlastung zu erteilen. 

 

Beschluss: 

Die Mitgliederversammlung nimmt die Berichte zur Kenntnis.  

Die Mitgliederversammlung beschließt, die Jahresergebnisse jeweils auf neue Rechnungen 

vorzutragen sowie dem Vorstand und den Geschäftsführungen für das Geschäftsjahr 2018 

Entlastung zu erteilen. Das Abstimmungsergebnis erfolgt jeweils einstimmig ohne 

Stimmenthaltungen. 



Mitgliederversammlung am 04.11.2019; Ergebnisniederschrift Seite 4 von 15 

.../ 5 

TOP: 3. Wahl der Wahlvorstandsmitglieder   

 

Sachverhalt: 

Der Vorsitzende ruft TOP 3 auf und verweist auf das Schreiben der Geschäftsstelle vom 

28.10.2019. Er weist darauf hin, dass die Wahldurchführung dem Wahlausschuss obliegt, der 

auch das Ergebnis der Wahl festzustellen hat. Der Vorsitzende überlässt alles Weitere dem 

Vorsitzenden des Wahlausschusses, Dr. Karl-Heinz Frieden, Geschäftsführendes 

Vorstandsmitglied des GStB. GVM Dr. Frieden weist darauf hin, dass dem Wahlausschuss 

weiter angehören 

a) das Geschäftsführende Vorstandsmitglied als Vorsitzender,  

b) die Bezirksverbandsvorsitzenden sowie 

c) weitere 5 Beisitzer, die von der Mitgliederversammlung zu berufen sind. 

 

Der Vorsitzende des Wahlausschusses schlägt für die Wahl der weiteren 5 Beisitzer vor: 

für den Bezirksverband Koblenz:  

Bm Thomas Pzybylla, VG Weißenthurm  

Bm Peter Unkel, VG Emmelshausen 

für den Bezirksverband Rheinhessen-Pfalz  

Bm Reinhard Scherrer, Verbandsgemeinde Hagenbach 

sowie für den Bezirksverband Trier 

Bm Marcus Heintel, Verbandsgemeinde Traben-Trarbach 

Bm Andreas Hackethal, Morbach 

 

GVM Dr. Frieden erläutert das Verfahren, bestellt die Leiterin der Geschäftsstelle zur 

Schriftführerin des Wahlausschusses und führt die Abstimmung über die 5 weiteren Beisitzer 

des Wahlausschusses durch. Die Mitgliederversammlung beruft einstimmig ohne 

Enthaltungen als Beisitzer des Wahlausschusses  
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 Bm Thomas Pzybylla, VG Weißenthurm  

 Bm Peter Unkel, VG Emmelshausen 

 Bm Reinhard Scherrer, Verbandsgemeinde Hagenbach 

 Bm Marcus Heintel, Verbandsgemeinde Traben-Trarbach 

 Bm Andreas Hackethal, Morbach 

 

Dr. Frieden stellt fest, dass die Mitglieder des Wahlausschusses und die Wahlhelfer im 

Sitzungssaal anwesend sind.  

Dr. Frieden stellt die Beschlussfähigkeit der Mitgliederversammlung mit 2406 Stimmen 

(72,4 %) erneut fest. 

 

Dr. Frieden leitet die Wahl mit der Benennung der Kandidaten entsprechend dem Schreiben 

der Geschäftsstelle vom 28.10.2019 ein.  

Danach sind zur Wahl vorgeschlagen: 

 Bm Axel Haas, VG Kirchheimbolanden 

 Bm Klaus Lütkefedder, VG Wallmerod 

 Bm Stefan Veth, VG Dannstadt-Schauernheim 

 Bm Karl-Heinz Simon, VG Zell 

 Bm Torsten Blank, VG Landau-Land 

 BmIn Ilona Volk, Schifferstadt 

Vorschläge aus der Versammlung ergeben sich nicht. Eine Kandidatenvorstellung wird 

seitens der Versammlung nicht gewünscht. 

Es ergibt sich kein Widerspruch, die Wahlvorstandsmitglieder in verbundener Einzelwahl und 

offen zu wählen. 

GVM Dr. Frieden führt die Wahl durch und stellt das Abstimmungsergebnis fest. Seitens des 

Wahlausschusses werden keine Bedenken gegen die Durchführung der Wahl und das 

Abstimmungsergebnis erhoben.  
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Beschluss: 

Die Versammlung wählt jeweils ohne Enthaltungen und einstimmig als 

Wahlvorstandsmitglieder: 

 Bm Axel Haas, VG Kirchheimbolanden 

 Bm Klaus Lütkefedder, VG Wallmerod 

 Bm Stefan Veth, VG Dannstadt-Schauernheim 

 Bm Karl-Heinz Simon, VG Zell 

 Bm Torsten Blank, VG Landau-Land 

 BmIn Ilona Volk, Schifferstadt 

 

Die Gewählten erklären, dass sie die Wahl annehmen. Danach leitet der Vorsitzende des 

Wahlausschusses zu TOP 4 „Übertragung der Funktion eines Zweiten Stellvertretenden 

Vorsitzenden“ über. 

 

TOP: 4. Übertragung der Funktion eines Zweiten Stellvertretenden Vorsitzenden   

 

Sachverhalt: 

Der Vorsitzende des Wahlausschusses, Dr. Karl-Heinz Frieden, Geschäftsführendes 

Vorstandsmitglied des GStB (GVM), ruft TOP 4 auf und verweist auf das Schreiben der 

Geschäftsstelle vom 28.10.2019. 

Dr. Frieden leitet die Wahl mit dem Vorschlag der Wiederwahl von Bm Axel Haas, VG 

Kirchheimbolanden, zum Zweiten Stellvertretenden Vorsitzenden des GStB entsprechend 

dem Schreiben der Geschäftsstelle vom 28.10.2019 ein. 

Weitere Kandidatenvorschläge aus der Versammlung ergeben sich nicht. Eine 

Kandidatenvorstellung wird seitens der Versammlung nicht gewünscht. 

Es ergibt sich kein Widerspruch, die Wahl offen per Akklamation durchzuführen. Dr. Frieden 

führt die Wahl durch und stellt das Abstimmungsergebnis fest. Seitens des Wahlausschusses 

werden keine Bedenken gegen die Durchführung der Wahl und das Abstimmungsergebnis 

erhoben.  
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Beschluss: 

Die Versammlung überträgt Bm Axel Haas, VG Kirchheimbolanden, ohne Enthaltungen 

einstimmig die Funktion des Zweiten Stellvertretenden Vorsitzenden (§ 19 Abs. 1 Satz 2 der 

Satzung).  

Der Gewählte erklärt, dass er die Wahl annimmt. 

 

TOP: 5. Verschiedenes   

 

Sachverhalt: 

Wortmeldungen zu diesem Tagesordnungspunkt ergeben sich nicht. 

 

TEIL II der Mitgliederversammlung  

 

TOP: 1. Begrüßung, Bürgermeister Aloysius Söhngen, Vorsitzender des GStb   

 

Sachverhalt: 

Der Vorsitzende, Bm Aloysius Söhngen, eröffnet den öffentlichen Teil der Sitzung und 

begrüßt die anwesenden Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Er heißt die neugewählten 

Mandatsträgerinnen und Mandatsträger willkommen und dankt für die Bereitschaft, das 

Mandat zu übernehmen. 

Der Vorsitzende stellt die besonderen Bedürfnisse der Gemeinden und Städte im ländlichen 

Raum dar und unterstreicht mit Blick auf das Leitthema der Mitgliederversammlung, dass 

Mobilität Identität für die ländlichen Räume und gleichzeitig Zukunftssicherung ist. Fast 74 

Prozent der rund 1,5 Millionen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Rheinland-Pfalz 

pendeln über ihre Gemeindegrenze hin zu ihrer Arbeit. Ein Großteil der Menschen werde 

auch mittelfristig auf das eigene Auto angewiesen sein. Entscheidend sei jedoch, dass die 

Bürgerinnen und Bürger die Chance und die Möglichkeit erhalten, möglichst ortsnah auf 
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öffentliche Verkehrsmittel umzusteigen, um die Ballungsräume zu erreichen. Notwendig 

seien Mobilitätskonzepte, bei denen die verschiedenen Verkehrsmittel besser vernetzt 

werden. Der GStB fordert eine dauerhafte Finanzierung. Mindestens für einen Zehn-Jahres-

Rhythmus brauchen die Kommunen Planungssicherheit. Wenn dieser Kraftakt nicht gelingt, 

wird die Verkehrswende scheitern.  

Zur finanziellen Situation der Kommunen weist der Vorsitzende darauf hin, dass die 

Kommunen leider vergeblich bei der Neugestaltung des kommunalen Finanzausgleichs auf 

mehr Geld im System gehofft haben. Die Zahl der Kommunen in Rheinland-Pfalz mit einem 

Finanzdefizit sei von 733 auf 950 gestiegen. Jetzt, da der Bund in Aussicht stelle, die Hälfte 

der kommunalen Altschulden zu übernehmen, sei auch das Land wieder gefragt. Immerhin 

würden die Kommunen auf Liquiditätskrediten von insgesamt 6,1 Milliarden Euro sitzen. 

Ursächlich für die Finanzmisere sei unter anderem, dass Mittel aus dem kommunalen 

Budget, welches zur Gewährleistung der kommunalen Selbstverwaltung vorgesehen ist, für 

Aufgaben und Ausgaben des Landes, wie die Finanzierung der Personalkostenanteile der 

Kindertagesstätten, entnommen werden. Hierdurch wird die zu verteilende Finanzmasse 

erheblich geschmälert. Nur wenn die Mittel im kommunalen Finanzausgleich wirklich solide 

und auskömmlich sind und vom Land zweckentsprechend eingesetzt werden, werden wir 

den Weg aus dem Schuldensumpf beschreiten können. 

Die Landes- und Bundespolitik müsse die vielen Versprechen gegenüber den Bürgerinnen 

und Bürgern auch finanziell hinterlegen. Es darf nicht der Grundsatz gelten: „Das Land 

verspricht, die Kommunen führen aus und finanzieren!“ Die jüngst verabschiedete Kita-

Novelle sei hier ein Negativbeispiel. 

Als weiteres zentrales Thema der Gemeinden und Städte im Land verwies der Vorsitzende 

auf den Zustand des Waldes. Fast 50 % des Waldes im Land ist Kommunalwald. Die Situation 

sei dramatisch. Ganze Bestände brechen zusammen. Man könne vom Waldsterben 2.0 

sprechen.  

Der Wald müsse nun umgebaut, aufgeforstet  und neue Baumarten erproben, die Dürre und 

Hitze besser aushalten. Dieser Prozess wird Jahre dauern, aber wenn wir jetzt nicht handeln, 

wird der Preis und der Schaden für Klima und Umwelt noch größer sein. Wir schaffen das, 

aber nur gemeinsam - Kommunen, Land und Bund!  
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Erste positive Signale gab es vor einigen Wochen auf dem Waldgipfel in Berlin. Den 

Ankündigungen müssen jetzt Taten folgen. Möglichst schnell und unbürokratisch. 

Der Vorsitzende informiert schließlich über die Arbeit des Informations- und 

Beratungszentrum Hochwasservorsorge (IBH), die in diesem Jahr zehnjähriges Jubiläum 

feiert und es sich zum Ziel gemacht hat, zur Verbesserung der Hochwasser- und 

Starkregenvorsorge auf kommunaler Ebene beizutragen. Derzeit arbeiten rd. 700 

Gemeinden und Städte in Rheinland-Pfalz an einem örtlichen Hochwasser- und 

Starkregenvorsorgekonzept oder setzen es bereits um. Die IBH ist mit einem Stand auf der 

begleitenden Ausstellung vertreten. Der Vorsitzende informiert darüber hinaus über die 

weiteren Aussteller. 

 

TOP: 2. Grußworte 

 

Thomas Feser, Oberbürgermeister der Stadt Bingen 

Oberbürgermeister Thomas Feser begrüßt die Teilnehmerinnen und Teilnehmer und 

informiert über die Stadt Bingen (26.798 Einwohner). Die mittelständisch geprägte Stadt 

verzeichnet einen Einwohnerzuwachs. Wichtiger Wirtschaftsfaktor ist unter anderem der 

Weinbau. Bingen exportiert jährlich 60 Millionen Liter Wein.  

Ein zentrales Thema der örtlichen Politik ist die Gestaltung der Verkehrsflüsse und 

Parkraumbewirtschaftung in der Stadt. Innerhalb der Verwaltung setze man zudem einen 

Schwerpunkt im Bereich der Digitalisierung. So richtet die Stadt nunmehr eine Stabstelle E-

Government ein, um hier aktuelle Entwicklungen schnell umsetzen zu können. 

 

Hendrick Hering, MdL, Präsident des Landtags Rheinland-Pfalz 

Landtagspräsident Hendrik Hering MdL warnt in seinem Grußwort vor der zunehmenden 

Radikalisierung in Teilen der Gesellschaft. Hier sei man bereits weit über die Anfänge des 

rechtsextremen Terrors hinaus. In Rheinland-Pfalz sind als Reaktion bereits frühzeitig Polizei 

und Verfassungsschutz gestärkt worden. Hering warb für einen handlungsfähigen Staat. 

Menschen brauchen insbesondere Sicherheit und regionale Identität. Hering zeigt anhand 

objektiver Daten und Fakten auf, dass früher keineswegs alles besser gewesen sei, wie 
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manche gerne nostalgisch behaupten. So seien im Jahr 1970 täglich 179 Menschen ums 

Leben gekommen, heute sind es nur noch 163. Im Jahre 1970 betrug die durchschnittliche 

Klassengröße 38 Schülerinnen und Schüler, heute sind es nur noch 18. 

Auch die Kommunalpolitik habe in den letzten Jahren und Jahrzehnten Herausragendes 

geleistet. So mussten 1970 noch zahlreiche Bäche aufgrund ihrer hohen 

Geruchsemmissionen verrohrt werden. Dieses sei aufgrund einer vernünftigen 

Abwassersystematik heute nicht mehr notwendig. Auch stehe die deutsche Verwaltung – 

entgegen des hierzulande geläufigen Images - im weltweiten Vergleich überdurchschnittlich 

gut da.   

Bezüglich des Leitthemas der Mitgliederversammlung verweist Hering darauf, dass bei der 

Mobilität Gestaltungswille Vorrang vor der Finanzdebatte im Verkehrssektor haben müsse. 

 

Roger Lewentz, MdL, Staatsminister, Ministerium des Innern und für Sport des Landes 

Rheinland-Pfalz 

Staatsminister Roger Lewentz, MdL, begrüßt die Teilnehmerinnen und Teilnehmer und 

bedankt sich für die Einladung. Die Landesregierung empfinde den Dialog mit den 

Kommunen als fair und konstruktiv. Die gute Präsenz der Führungskräfte der 

Landesbehörden auf der hiesigen Mitgliederversammlung zeige, dass dem Land die 

kommunalen Themen sehr ernst seien. Die kommunale Ebene habe auch wegen ihres 

Charakters als Nukleus der Gesellschaft einen hohen Stellenwert. Lewentz betont die 

erfolgreiche Struktur der ehrenamtlich geführten Gemeinden in Rheinland-Pfalz. Dieses 

System sei vor allem auch möglich, da die Verbandsgemeinden die Ortsgemeinden bei den 

Verwaltungsaufgaben entlasten. Die erste Stufe der Kommunal- und Verwaltungsreform sei 

ein richtiger und wichtiger Schritt gewesen.  

Als zentrale kommunalrelevante Gesetze, die noch 2019 auf den Weg gebracht werden 

sollen, nennt Lewentz das Rettungsdienstleistungsgesetz sowie ein neues Brand- und 

Katastrophenschutzgesetz. 

Für den Breitbandausbau sollen im Haushalt des Ministerium des Innern und für Sport 575 

Millionen Euro bereitgestellt werden. 
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Hinsichtlich der Situation der Kommunalfinanzen sei aus Sicht von Staatsminister Lewentz 

die positive kommunale Gesamtbilanz zu betrachten. Auch der KEF habe seine positive 

Wirkung entfaltet. Lewentz zeigte sich offen gegenüber dem Vorschlag von 

Bundesfinanzminister Scholz, dass dieser 50 Prozent der kommunalen Altschulden 

übernehme.  

Staatsminister Lewentz verurteilt Morddrohungen und Beleidigungen gegenüber 

Politikerinnen und Politikern und betont, dass auch viele vermeintlich kleinere Delikte sich zu 

einer immensen Situation in unserer Gesellschaft entwickeln. Er verweist auf die Umfrage 

des SWR, die 2019 in Kooperation mit dem GStB unter Kommunalpolitikerinnen und 

Kommunalpolitikern durchgeführt wurde. Eine zentrale Erkenntnis sei, dass ein Großteil der 

Beleidigungen direkt – also ohne das Medium Internet – erfolgen. Besorgniserregend sei, 

dass acht Prozent der Befragten angaben, bereits tätlichen Angriffen ausgesetzt gewesen zu 

sein. Auch habe die Anzahl der gemeldeten Delikte von 3 im Jahr 2015 auf 26 im Jahr 2018 

zugenommen. 

Staatsminister Lewentz informiert über die Aktivitäten des Landes in diesem Bereich. Unter 

anderem hat die Landesregierung sich im Bundesrat mit einer Gesetzesinitiative für einen 

besseren strafrechtlichen Schutz auch für Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker 

eingesetzt und für diese eine Telefon-Hotline eingerichtet, an die sie sich in Fällen von 

Bedrohungen und Beleidigungen wenden können und Informationen und Hilfestellungen 

erhalten. 

Staatsminister Lewentz dankt den Mitgliedern der Polizei, Feuerwehr und Rettungsdiensten 

und verurteilt in aller Deutlichkeit Angriffe gegenüber Helferinnen und Helfern.  

Mit Blick auf die örtliche Sicherheit appelliert Lewentz, die Anzahl der kriminalpräventiven 

Räte in den Städten und Gemeinden zu steigern. 

 

 

TOP: 3. Mehr Zukunft wagen - heute bereits an morgen denken   

 

Dr. Gerd Landsberg, Geschäftsführendes Präsidialmitglied des Deutschen Städte- und 

Gemeindebundes, verwies darauf, dass Deutschland häufig viel zu negativ dargestellt werde. 
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So würden immer neue Notstände ausgerufen: Klimanotstand, Flüchtlingsnotstand, 

Pflegenotstand und neuerdings auch Nazinotstand in Dresden. Damit werden keine 

Probleme gelöst, sondern diese nur drastisch beschrieben. 

Deutschland habe nach wie vor sehr gute Chancen und sei ein vorbildliches Land. Zwar geht 

die Wirtschaft zurück, trotzdem seien die Steuereinnahmen einigermaßen stabil. Im Jahre 

2020 würden Bund, Länder und Gemeinden Steuereinnahmen von insgesamt über 880 

Milliarden Euro erzielen. 2016 waren es noch fast 100 Milliarden Euro weniger. 

In der Klimapolitik plädierte Dr. Landsberg zu mehr Sachlichkeit. Mit Hysterie, dem ausrufen 

von Notständen und Verboten käme man nicht weiter. Auch seien Angst und Hysterie 

schlechte Berater für gute politische Entscheidungen. 

Deutschland müsste im Klimaschutz besser werden. Dabei gelte, das magische Dreieck der 

Klimapolitik zu beachten, indem das Erreichen der Klimaschutzziele, die Stärkung innovativer 

Wirtschaft und die langfristige Sicherung der Energieversorgung in Einklang zu bringen sei, 

was eine große Herausforderung darstelle. Die Mehrheit der Deutschen befürworten 

alternative Energien, lehnen jedoch Windkraftanlagen und Stromtrassen im persönlichen 

Umfeld ab. Das müsste man den Bürgern immer wieder klarmachen. Zum Abschluss ging Dr. 

Landsberg auf die Situation des Waldes ein. Deutschlandweit sind 180.000 ha Wald 

geschädigt. Aufforstung und Waldpflege sind das Gebot der Stunde. Das sei wichtiger und 

effektiver für den Klimaschutz als Demonstrationen. 

Ergänzend zur Niederschrift wird auf die beigefügte Vortragspräsentration von Dr. Gerd 

Landsberg verwiesen. 

Anlage 

 

TOP: 4. Im Gespräch: Mobilität in Rheinland-Pfalz - wo geht die Reise hin?   

 

Im Rahmen der Gesprächsrunde erörterten Staatssekretär Andy Becht, Ministerium für 

Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, Bürgermeister Klaus Müller, 

Verbandsgemeinde Selters, Stellvertretender Vorsitzender des GStB-Ausschusses für 

Infrastruktur, Energiewende, demografischer Wandel und Dr. rer. pol Christian Muschwitz, 

Geschäftsführer raumkom Institut für Raumentwicklung und Kommunikation unter 



Mitgliederversammlung am 04.11.2019; Ergebnisniederschrift Seite 13 von 15 

.../ 14 

Moderation von Geschäftsstellenleiterin Agneta Psczolla, GStB, die Bedeutung und 

Ausgestaltung der Verkehrswende für den ländlichen Raum. 

Nach Ansicht aller Diskutanten ist auch in Zukunft der motorisierte Individualverkehr ein 

Bestandteil der Mobilität im ländlichen Raum. Dr. Muschwitz gibt zu bedenken, dass aktuell 

die „Dosis Autoverkehr“ zu hoch sei und wirbt für das Kombi-Bus-Modell, das in 

Skandinavien bereits erfolgreich praktiziert wird. Dort fahren in extrem dünn besiedelten 

Gebieten Kombifahrzeuge mit Bussitzplätzen und Raum für Pakete und andere Waren, 

günstig finanziert über den Frachtanteil. Weiter warnt Dr. Muschwitz davor, das 

batterieelektrische Auto als Lösung schlechthin anzusehen. Wasserstoff, regenerativ 

erzeugtes Gas oder synthetische Kraftstoffe kämen ebenfalls in Frage. 

Bürgermeister Klaus Müller betont das Erfordernis der Gewährleistung von Mobilität bis zur 

letzten Milchkanne und unterstreicht, dass gerade in den ländlichen Räumen aufgrund ihrer 

unterschiedlichen Ausgangsvoraussetzungen individuelle Lösungen erforderlich seien, 

anstelle eines Pauschalkonzeptes, das sowohl für die Städte als auch für die Dörfer gelten 

müsse. Die derzeit in der Öffentlichkeit heiß diskutierten Lösungen für den Ballungsraum 

gelten hier nicht. Müller verweist auf das Erfordernis der Infrastruktur. Verkehrsplanung 

ergebe nur dann einen Sinn, wenn gleichzeitig die gesamte Infrastruktur sich weiter 

entwickele. Gerade eine gute Infrastruktur im ländlichen Raum kann viele (Auto-)Fahrten 

überflüssig machen. 

Staatssekretär Becht betont die Vielfalt der Techniken und Verkehrsmittel im 

Mobilitätssektor und bringt dabei Fahrrad und Pedelecs ins Spiel. Zur Frage, ob der ÖPNV als 

eine vom Land festgelegten Pflichtaufgabe definiert und Verkehrsverbünde zentralisiert 

werden sollen, vertritt er die Ansicht, dass diese Punkte erst am Ende der gesellschaftlichen 

Debatte zur Mobilität stehen müsse. Zuerst gelte es, die Inhalte des künftigen ÖPNV in 

Rheinland-Pfalz festzuzurren und dann die Rechtsarchitektur zu regeln. Ein 

Mobilitätskonsens müsse in einem offenen Vorgehen hergestellt werden. Eine große Vielfalt 

an Möglichkeiten sei zu berücksichtigen, auch schon in der Beratung der Kommunen. Weiter 

plädierte Staatssekretär Becht dafür, die Planungsverfahren zu straffen und zu vereinfachen.  

Im Rahmen der Beteiligung des Plenums zeigte sich, dass vielerorts bereits erfolgreich 

Bürgerbus-Modelle praktiziert werden. Zudem wurde gefordert, dass die Regional- und 

Raumordnungsplanung mehr dezentrale Lösungen ermöglichen müsse. 
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TOP: 5. Ausblick und Schlusswort   

 

Der stellvertretende Vorsitzende, Bm Ralph Spiegler, begrüßt alle neu in haupt- oder 

ehrenamtliche Funktonen Gewählten herzlich in den Reihen des Gemeinde- und 

Städtebundes und dankt allen Beteiligten für ihren Einsatz zum Wohle ihrer Gemeinden und 

Städte sowie der Gesellschaft. Er betont, dass die Mitgliederversammlung gezeigt habe, dass 

drei zentrale Elemente miteinander in Einklang zu bringen sind: wohnen, arbeiten und 

Mobilität. 



Dr. Gerd Landsberg
Geschäftsführendes 

Präsidialmitglied 

04. November 2019
– Bingen –

Mitgliederversammlung Gemeinde-
und Städtebund Rheinland Pfalz
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Deutschland: Schlagzeilenrepublik

Empörpolitik

Betroffenheitspolitik
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RETTET

RETTET den

RETTET den

RETTET den

RETTET den €

RETTE SICH, WER KANN!         .....

RETTET die

BAUM

REGENWALD

EISBÄREN

GRIECHENLAND

FLÜCHTLINGE

EURO

RETTET das KLIMA
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KANN SIE WEG?
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Magisches der Klimapolitik 

Klima schützen

Energie-
versorgung 

sichern

Wirtschaft 
stärken
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Klimaschutz 
sachlich, nachhaltig & weltweit vorantreiben!
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Wie wir das Weltklima 
NICHT retten!

Freitagsdemonstrationen

Katastrophenhysterie

Klimanotstände 
ausrufen
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Nationale Ansätze zum Klimaschutz

Energiewende
vorantreiben

Kohleausstieg umsetzen 
& nachhaltig finanzieren

Masterplan Klimaschutz 
in den Kommunen

• Verkehrswende einleiten
• Bauverdichtung mit Augenmaß
• Mehr Grün in der Stadt
• Lieferketten durch Digitalisierung optimieren
• Ballungszentren durch Stärkung des 

ländlichen Raumes entlasten
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ZAUBERMITTEL STEUERN – LÖSUNG ALLER PROBLEME

Klimawandel CO2 Steuer
Zuviel Flüge Kerosinsteuer

SUV Mehr KFZ-Steuer

Fleischkonsum Höhere MwSt.
Plastik Plastiksteuer

Mehr Bahnfahrten Niedrigere MwSt.

Zuviel Einweg Einwegsteuer

Kampfhunde Höhere Hundesteuer

ALLES EINFACH, UNBÜROKRATISCH & SOZIAL!
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Klimaschutz & Wald

Waldsterben 
GESTERN

1980
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Klimaschutz & Wald

2019
Waldsterben 2.0 

HEUTE

Borkenkäfer

Zukunft des Waldes ?
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Sehr geehrte Damen und Herren,

längst ist Mobilität zentraler Baustein unseres Lebens und 
damit auch Standortfaktor einer Gemeinde oder Stadt.  
Alle wollen mobil sein und erwarten eine entsprechende 
Infrastruktur vor Ort. Es liegt noch nicht lange zurück, da 
war die autogerechte Stadt ein anerkanntes Planungsziel. 
Jetzt stößt diese Entwicklung an ihre Grenzen. Klimaschutz, 
Kapazitäten von Straßen und Wegen und Umweltbelastungen 
erfordern eine Verkehrswende in der Stadt und auf dem 
Land. Neue Konzepte müssen entwickelt, finanziert und 
umgesetzt werden. So unterschiedlich unsere Städte und 
Gemeinden sind, so vielfältig werden diese sein. So wird 
auch in Zukunft der Individualverkehr im ländlichen Raum 
eine wichtige Rolle innehaben.
Die fortschreitende Digitalisierung, geänderte Arbeits-
modelle und ein Umdenken in unserer Gesellschaft bieten 
große Chancen. Wir brauchen Multimobilitätskonzepte, bei 
denen verschiedene Verkehrsmittel besser vernetzt, sichere 

Abstellmöglichkeiten für Fahrrad und Pkw an den Umsteige-
punkten geschaffen und Mobilitätsformen wie Carsharing, 
Kombibusse, Bürgerbusse oder Anruf-Sammel-Taxen genutzt 
werden. Der alternden Gesellschaft, Familien, die sich keinen 
Wagen leisten können und bzw. oder wollen, Kindern und 
Jugendlichen sowie Pendlern im ländlichen Raum muss 
genauso Rechnung getragen werden, wie den zunehmend 
verstopften und belasteten Ballungsräumen. Die Mobilität 
wird neu gestaltet und wir müssen die Konzepte gemeinsam 
mit den Menschen, Land, Bund und Wirtschaft entwickeln.

Bürgermeister Aloysius Söhngen

Vorsitzender

Kommunen, 
Mobilität und 
Arbeit 4.0 

Einladung zur 72. Mitgliederversammlung
des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz 
am 4. November 2019 in Bingen



Veranstaltungsort: 
Rheintal-Kongress-Zentrum in Bingen
Rhein-Nahe-Eck / Museumstraße / neben NH Hotel
55411 Bingen am Rhein

Veranstalter: 	
Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz e.V.
E-Mail: zentrale@gstbrp.de
Telefon: 06131/2398-0

Eine detaillierte Anfahrtsbeschreibung mit Parkmöglichkeiten 
finden Sie auf unserer Homepage: www.gstbrp.de

09:30	 INTERNER TEIL
	 1.	 Eröffnung und Begrüßung
	 2.	 Abnahme der Jahresrechnung 2018, 
		  Verwendung der Jahresergebnisse und 		
		  Erteilung der Entlastung des Vorstandes 		
		  und der Geschäftsführungen*
	 3. 	 Wahl der Wahlvorstandsmitglieder
	 4. 	 Übertragung der Funktion eines Zweiten 		
		  Stellvertretenden Vorsitzenden
	 5. 	 Verschiedenes

Kommunikationspause
	
	 ÖFFENTLICHER TEIL
	 MUSIKALISCHE ERÖFFNUNG
10:15 	 Begrüßung, Bürgermeister Aloysius Söhngen, 		
	 Vorsitzender des GStB

10:30	 Grußworte
	 Thomas Feser, Oberbürgermeister 
	 der Stadt Bingen
	 Hendrik Hering MdL, 
	 Präsident des Landtags RLP
	 Roger Lewentz MdL, Staatsminister, 
	 Ministerium des Innern und für Sport des  
	 Landes Rheinland-Pfalz	

	 MUSIKALISCHES ZWISCHENSPIEL
11:15 	 Mehr Zukunft wagen – 
	 heute bereits an morgen denken  
	 Dr. Gerd Landsberg, 
	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 des Deutschen Städte- und Gemeindebundes

11:45 	 Im Gespräch: Mobilität in Rheinland-Pfalz – 
	 wo geht die Reise hin?

12:45 	 Ausblick und Schlusswort 
	 Bürgermeister Ralph Spiegler, 
	 Stellvertretender Vorsitzender des GStB

	 MITTAGSIMBISS UND KOMMUNALER 	 	
	 AUSTAUSCH

	 Mittagsimbiss, Kommunaler Austausch, 
	 Besuch der begleitenden Kommunalausstellung

14:00	 KONFERENZ DER WERKLEITER

	 *Die Prüfberichte können in der Geschäftsstelle 
	   eingesehen werden.

Datenschutz
Bei unseren Mitgliederversammlungen werden regelmäßig Fotos und/
oder Videos aufgenommen, die teilweise auf unserer Homepage, in 
unseren Social Media Kanälen, im Rahmen von externer und interner 
Berichterstattung oder in GStB-Newslettern veröffentlicht werden,  
ggf. auch zusammen mit Ihren Namen. Informationen zum Daten-
schutz sowie Ihre Rechte finden Sie auf unserer Homepage unter  
https://www.gstb-rlp.de/gstbrp/Infos/Datenschutz/

Mit freundlicher Unterstützung von:
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